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Erweiterte Arbeitspolitik für standort­
übergreifende Produktionssysteme

Antje Blöcker 
Manfred Wannöffel

Im Zuge der Krise haben sich die Handlungsmöglichkeiten der Belegschaften und ihrer Interessenvertretungen in den marktgesteuerten 
Produktionssystemen der Automobilindustrie weiter verengt. Eine arbeitspolitische Koordination der betriebsübergreifenden 
und internationalen Produktionsnetzwerke wird zur zentralen Herausforderung – schon allein deswegen, weil die Versuche der 
Arbeitgeberseite, Standorte gegeneinander auszuspielen, im Zuge verschärfter Standortkonkurrenzen zunehmen werden. Auf den 
Einzelbetrieb konzentrierte soziale Innovationen müssen deshalb in ein Konzept der erweiterten innovativen Arbeitspolitik integriert 
werden. Es setzt auf drei Ebenen an: im Betrieb, im organisationalen regionalen Umfeld und in transnationalen Koordinationsnetzwerken. 
Chancen und Grenzen einer solchen erweiterten innovativen Arbeitspolitik werden am Beispiel von General Motors (GM)/Opel 
diskutiert. 

1
Einleitung

Vor dem Hintergrund der schwersten öko-
nomischen Krise seit der Großen Depres-
sion im Jahr 1932 steht die Arbeitspolitik 
in der Automobilindustrie erneut vor dem 
Spagat, den verschärften Rationalisie-
rungsprozessen eigene Handlungsstrate-
gien entgegenzusetzen. Um Handlungs-
spielräume für eine erweiterte innovative 
Arbeitspolitik auszuloten, ist einerseits 
eine intensive Auseinandersetzung dar-
über wichtig, was die Belegschaften und 
ihre Interessenvertretungen zu immer 
mehr Zugeständnissen an vermeintliche 
kriseninduzierte Restrukturierungssach-
zwänge treibt. Anderseits ist eine Diskus-
sion darüber notwendig, wie Haltelinien 
ausgehandelt werden und wo es Wider-
stand gegen eine managementinszenierte 
Standortkonkurrenz in den Konzernen 
gibt. Die WSI-Mitteilungen haben die 
sozial- und arbeitspolitischen Herausfor-
derungen sowie die Gestaltungsaufgaben 
der Mitbestimmungsakteure im Kontext 
von betrieblichen Krisenlösungs- und In-
novationsprozessen bereits mehrfach the-
matisiert.1 Insbesondere Kuhlmann (2009) 
bietet auf der Grundlage von rund 30 aus-
führlichen Interviews mit Betriebsräten 
aus der deutschen Automobilindustrie 
(Endhersteller und Zulieferer) einen guten 
Überblick über Trends, Herausforderun-
gen und Perspektiven der Arbeitspolitik 
nach der Krise. Und die Beiträge von Sper-
ling/Wolf (2010), Ziegler (2010) und Kor-
flür et al. (2010) geben einen umfassenden 

Einblick in die vielfältigen betrieblichen 
Projekte aus dem Kontext von Innovation 
und Mitbestimmung, die insbesondere 
nach Abschluss des Pforzheimer Abkom-
mens im Jahr 2004 im Organisationsbe-
reich der IG Metall durchgeführt werden. 
Arbeitspolitische Innovationen unter 
Beteiligung der Mitbestimmungsakteure 
stellen demnach empirisch nachweisbar 
einen wichtigen Beitrag zur Standort- und 
Beschäftigungssicherung dar (Ziegler 
2010). Dabei zielen Konzepte innovativer 
Arbeitspolitik auf einen sozialen Kompro-
miss, indem sie die aus betrieblicher Sicht 
relevanten Wirtschaftlichkeitsvorteile 
mit den aus Arbeitnehmersicht bedeut-
samen Verbesserungen der Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen kombinieren. 
Der wettbewerbs- und innovationsorien-
tierte Strategieansatz orientiert darauf, 
betriebliche Wettbewerbssteigerung und 
innovative Arbeitsorganisation, Qualität 
und stabile Beschäftigungsbedingungen 
gleichermaßen zu realisieren. Dieser An-
spruch, effizienter werdende Wertschöp-
fungsprozesse mit den arbeitspolitischen 
Interessen der Beschäftigten in Überein-
stimmung bringen zu können, macht die 
arbeitspolitische Attraktivität für beide 
Seiten aus, – auch wenn die Vertreter des 
Ansatzes bereits frühzeitig darauf hinge-
wiesen haben, dass mit einer innovativen 
Arbeitsgestaltung keineswegs die Grund-
widersprüche kapitalistisch-organisierter 
Verwertungsprozesse aufgehoben werden 
können (Schumann 2005, S. 42). 

Allerdings erfolgt bei der Interpreta
tion der empirischen Ergebnisse zu An-
sätzen innovativer Arbeitspolitik eine sehr 
enge Fokussierung auf die einzelbetriebli-
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1	 Vgl. dazu insbesondere die Schwerpunkthefte 
12/2009 und 2/2010 der WSI-Mitteilungen.

che Handlungsebene, „Je innovativer ein 
Betrieb ist, desto geringer ist das Beschäf-
tigungsrisiko“ (Ziegler 2010, S. 108). Eine 
solche Verengung auf den Betrieb vernach-
lässigt die Kooperationsherausforderung 
im Rahmen transnationaler konzernin-
terner Produktionsnetzwerke ebenso wie 
die Erkenntnis, dass gerade Innovationen 
in der Automobilindustrie in zwischenbe-
trieblichen und immer mehr auch in sek-
torübergreifenden Innovationsnetzwerken 
entstehen (Blöcker et al. 2009).

Der vorliegende Beitrag geht von der 
These aus, dass mit der Konzentration der ar-
beitspolitischen Debatte auf die betriebliche 
Handlungsebene langfristig Widersprüche 
und Konflikte sowohl auf der Ebene von 
Unternehmen als auch von Industriesek-
toren zutage treten, wenn im Rahmen von 
standort- und grenzüberschreitend reor-
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ganisierten Wertschöpfungsketten soziale 
Innovationen in einem Betrieb zwar kurz-
fristig zur Sicherung von Beschäftigung, 
langfristig jedoch zu negativen Beschäfti-
gungseffekten an anderen Standorten eines 
Unternehmens führen. Diese gegenläufige 
Entwicklung verstärkt die von sozialwissen-
schaftlichen Automobilforschern seit Mitte 
der 1990er Jahre herausgearbeitete Herstel-
ler übergreifende Tendenz der konzernin-
ternen Vermarktlichung mit zunehmenden 
Standortwettbewerb (Freyssenet 2009). Im 
Folgenden werden am empirischen Beispiel 
dieser Leitbranche sowohl arbeitspoliti-
sche Widersprüche als auch ausgewählte 
Konfliktlösungsstrategien diskutiert.2 In 
diesem Zusammenhang wird der Begriff 
der betriebs- und standortübergreifenden 
„erweiterten innovativen Arbeitspolitik“ 
eingeführt.

2
Internationalisierung als 
Rahmenbedingung für die 
Arbeitspolitik

Als Rahmenbedingungen für die Entwick-
lung innovativer Arbeitspolitik werden von 
Kuhlmann (2009) für die deutsche Auto-
mobilindustrie vornehmlich vier weitere 
Trends der Entwicklung von Arbeit diag-
nostiziert. Dies sind 

–  eine in der Tendenz rückschrittliche Ar-
beitsorganisation (Retaylorisierung); 
–  verschwimmende Grenzen zwischen 
den Koordinationsmechanismen von Or-
ganisation und Markt (Vermarktlichung); 
–  die Einverleibung ökonomischer Para-
meter in das Arbeitshandeln der Beschäf-
tigten (Subjektivierung) und 
–  die zunehmende Spaltung zwischen 
Kern- und Randbelegschaften (Prekari-
sierung). 

Regionaler Wettbewerbskorporatismus 
und Transnationalisierung erscheinen 
hierbei lediglich als randständige Heraus-
forderungen.

Aus der Sicht der sozialwissenschaftli-
chen Automobilforschung basierte jedoch 
der über die letzten 15 Jahre andauernde 
Wachstumsboom der bundesdeutschen 
Automobilindustrie bis zum Zusammen-
treffen von internationaler Finanz- und 
globaler Überproduktionskrise im Herbst 
2008 vor allem auf einer vergleichsweise 

erfolgreichen Internationalisierung der 
automobilen Wertschöpfungskette, die 
sich in einem Zuwachs von über 130.000 
Arbeitsplätzen in den letzten zehn Jahren 
in der bundesdeutschen Automobilwirt-
schaft niederschlug, die größtenteils aus 
steigenden Automobilexporten resultier-
ten. Parallel dazu wurde die Auslandspro-
duktion signifikant ausgebaut. So produ-
ziert und beschäftigt im Jahr 2010 Europas 
größter Automobilhersteller Volkswagen 
(VW) weit mehr Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer an seinen ausländischen 
Standorten von Argentinien über China 
bis Russland als in seinen inländischen 
Betrieben; ein Trend, der aufgrund der 
wachsenden Märkte in den asiatischen 
und lateinamerikanischen BIC-Staaten 
(Brasilien, Indien und China) für alle Au-
tomobilhersteller zukünftig an Bedeutung 
noch zunehmen wird. Hinsichtlich der Be-
schäftigung in grenzüberschreitend reor-
ganisierten Automobilunternehmen gilt 
bereits heute, dass eine standortbezogene 
Arbeitspolitik immer mehr von Einfluss-
faktoren bestimmt wird, die die Grenzen 
nicht nur von Betrieben, sondern auch von 
nationalen Systemen der Arbeitsbeziehun-
gen überschreiten (Jürgens/Krywzdzinski 
2010). Aufgrund der Internationalisierung 
der Wertschöpfungskette greifen die Ar-
beits- und Leistungsbedingungen, die in 
einem Betrieb abverlangt werden, immer 
tiefer in die Arbeitspolitik an anderen, 
unter Umständen sehr weit entfernten 
Standorten eines Unternehmens ein. Die 
Erweiterung der ausländischen Produk-
tionskapazitäten bewirkt bei den Arbeits- 
und Beschäftigungsbedingungen somit ei-
nen kontinuierlichen Veränderungsdruck. 
Es handelt sich hierbei um tief greifende, 
strukturelle Veränderungen, die – anders 
als von Kuhlmann (2009, S. 676) beschrie-
ben – mehr als nur eine Randnotiz eines 
allgemeinen Vermarktlichungsprozesses 
darstellen. Denn erst der Trend zur Inter-
nationalisierung der Produktion mit ei-
nem wachsenden konzerninternen Import 
von Vorprodukten für die Endherstellung 
aus dem Ausland und die Perfektionie-
rung von Plattform- und Modularisie-
rungsstrategien schufen die strukturellen 
Voraussetzungen für die Durchsetzung 
von unternehmensinternen, markt- bzw. 
wettbewerbsorientierten Steuerungsme-
chanismen und Anreizstrukturen bei hie-
sigen Automobilherstellern, die schließlich 
massiv auf die Regelungsinhalte und -kom
petenz betrieblicher und gewerkschaftli-

cher Interessenvertretungsarbeit (Verlage-
rung vs. betriebliche Beschäftigungspakte) 
einwirken. Wenngleich der Verlagerungs-
druck in Wirtschaftsregionen mit gerin-
geren Fertigungskosten bis zur aktuellen 
Finanz- und Wirtschaftskrise bislang noch 
zu keinen großen Beschäftigungseinbrü-
chen bei den Kernbelegschaften der bun-
desdeutschen Automobilindustrie (dies 
gilt ausdrücklich nicht für die Zulieferin-
dustrie und vor allem nicht für die Leihar-
beitsbranche) geführt hat, forcierte jedoch 
die Orientierung am Produktionssystem 
Toyotas bereits seit Beginn der 1990er Jah-
re eine Reduzierung der Fertigungstiefe bei 
den Endherstellern, eine kontinuierliche 
Zunahme von Wertschöpfungsanteilen 
bei Zulieferern und damit eine deutliche 
Verschiebung der Beschäftigungsanteile 
(Wannöffel 1991; Blöcker/Jürgens 2008). 
Diese Verlagerung von Wertschöpfungs- 
und Beschäftigungsanteilen auf Zulieferer 
bildete neben der Internationalisierung die 
maßgebliche Grundlage für den Einbezug 
auch von Zulieferern in den Wettbewerb 
mit Endherstellern um automobile Wert-
schöpfungsanteile. Der Entscheidung über 
die Verteilung von Produktionsaufträgen 
gehen jeweils Ausschreibungswettbewer-
be voraus, die neben internen Standor-
ten auch externe Zulieferunternehmen 
mit einbeziehen. Die Vorbereitung einer 
Entscheidung erfolgt innerhalb von Ar-
beitskreisen, in die auch die internationa-
len Konzernstandorte eingebunden sind. 
Grundlage der Entscheidung sind dabei 
nicht allein monetäre Faktoren, sondern 
auch die Ergebnisse von arbeitspolitischen 
Kompromissen der beteiligten Akteure 
von Betriebsrat, Gewerkschaft und Ma-
nagement. Aus Sicht der Interessenvertre-
ter üben gerade solche überbetrieblichen 
Sourcing-Instrumente einen erheblichen 
(Markt-)Druck aus, der letztlich auch dazu 
dient, den Beschäftigten Zugeständnisse 
bei den Arbeits- und Beschäftigungs-
bedingungen abzuringen. Auch die von 
Kuhlmann befragten Betriebsräte aus den 

2	 Die Gemeinsame Arbeitstelle RUB/IGM führte an 
der Ruhr-Universität Bochum seit 2005 zahlreiche 
Forschungsworkshops und Expertengespräche 
mit Vertretern von Management und Betriebs-
räten zur Standorte- und Beschäftigungssiche-
rung durch. Auf dieser Grundlage wurde 2009 
ein Forschungsprojekt bei der Hans-Böckler- und 
der Otto-Brenner-Stiftung mit dem Titel „Chan-
cen und Grenzen nachhaltiger Standorte- und 
Beschäftigungssicherung“ beantragt, das seit Ok-
tober 2010 bis März 2012 an der Ruhr-Universität 
Bochum durchgeführt wird.
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bundesdeutschen Automobilunterneh-
men gehen davon aus, dass diese Tendenz 
zukünftig weiter zunehmen werde (Kuhl-
mann 2009, S. 678). 

3
High- und Low-Road- 
Varianten von Arbeits­
politik

Das Zusammentreffen von globaler Fi-
nanz- und struktureller Überproduktions-
krise der Automobilindustrie verschärf-
te die Wettbewerbssituation im Laufe 
des Jahres 2009 extrem (Jürgens 2009). 
In dieser besonderen wirtschaftlichen 
Lage der Automobilindustrie ist deshalb 
ein neuer Schub betrieblicher Rationa-
lisierung zu erwarten. Idealtypisch wird 
zwischen zwei Rationalisierungspfaden 
unterschieden: Eine auf technologische 
und organisatorische Innovationsführer-
schaft, Requalifizierung und Partizipation 
setzende High-Road-Strategie steht einer 
Low-Road-Strategie des „Niedriglohn-, 
Niedrigqualifikations-Preiswettbewerbs“ 
gegenüber (Kalmbach/Schumann 2008). 
Dabei ist unbestritten, dass über die letzten 
anderthalb Jahrzehnte gerade die bundes-
deutsche Automobilindustrie darin be-
sonders erfolgreich war, sich sowohl über 
verstärkte technologische als auch soziale 
Innovationen eine vergleichsweise gute 
Ausgangsposition im globalen Wettbewerb 
nach der Bewältigung der Krise verschafft 
zu haben (Wymann 2009). 

3.1 Innovative Arbeitspolitik 
anstatt „Mischkalkulation“

Die drastische Verkürzung der Modell-
zyklen, eine Ausdifferenzierung der Pro-
duktpalette auch bei den Volumenher-
stellern nach oben in das Premium- und 
nach unten in das Kleinwagensegment 
auf der Grundlage von Gleichteile- und 
Plattformstrategien sowie die Elektroni-
sierung des Fahrzeuges sicherte den deut-
schen Autoherstellern wegen der Kopplung 
von Produkt- und Prozessinnovationen bei 
gleichzeitig wachsender Produktion deut-
liche technologische und auch produkti-
onstechnische Vorteile im globalen Wett-
bewerb. Diese Strategie führte aufgrund 
erheblicher Zuwächse zu verschiedenen 
Formen der konzerninternen Dezentrali-
sierung, des Outsourcings und zur Einbe-

ziehung von Low-Cost-Standorten. Diese 
Entwicklung in Richtung marktgesteuerter 
Produktionsmodelle wurde von den Mit-
bestimmungsakteuren in Deutschland 
zunächst als „Mischkalkulation“, was die 
Kombination aus Hoch- und Niedriglöh-
nen meint3, zur Beschäftigungssicherung 
zwar vorsichtig, aber eher positiv bewertet. 
Erst die Entlarvung der Mischkalkulation 
als ein reines „race to the bottom“, ergänzt 
durch eine kritische Debatte über stand-
ortbezogene Produktivitätsvergleiche á la 
Harbour-Report, führten schließlich zu 
einem Umdenken bei den gewerkschaftli-
chen und betrieblichen Interessenvertre-
tungen in Richtung einer stärkeren trans-
nationalen Koordinierung. Diesbezüglich 
waren die 1990er Jahre ein verlorenes Jahr-
zehnt. Denn schon Ende der 1980er Jahre 
wurden die Folgen einer vernetzten Pro-
duktion (Deiß/Döhl 1992) von Belegschaf-
ten und Betriebsräten intensiv diskutiert. 
So wurde etwa der Trend zur regional und 
global fragmentierten Produktion mit der 
gewerkschaftlichen Forderung nach Regi-
onalfonds und Weltbetriebsräten verbun-
den. In der betrieblichen Praxis überwog 
unter dem Druck hoher Massenarbeitslo-
sigkeit jedoch die einzelbetriebliche Ra-
tionalität, die wegen der Integration ost-
deutscher und osteuropäischer Standorte 
ab Mitte der 1990er Jahre weiter zunahm. 
Eine „Mischkalkulation“, insbesondere 
durch Produktionsanteile in Niedrigkos-
tenländern, würde die Konkurrenzfähig-
keit des Unternehmens insgesamt erhöhen 
und vor allen die Arbeitsplätze im Inland 
sichern, argumentierten die Sozialpartner 
an den Hochlohnstandorten im großen 
Einverständnis.

Die Auseinandersetzung mit dem Ar-
gument der Mischkalkulation führte u.a. 
zur gewerkschaftlichen Mitwirkung an der 
Entwicklung des Auto-5000-Modells der 
Volkswagen AG. Es ging bekanntlich um 
die Vergabe des VW-Modells Touareg an 
den Standort Bratislava/Slowakei, wenn 
im Gegenzug das später folgende Modell 
Touran für den Standort Wolfsburg ga-
rantiert wurde. Mit Auto 5000 gelang es, 
ein neues Produktionsmodell mit innova-
tiver Arbeitspolitik zu verbinden – selbst 
wenn die in der Auto 5000 AG Beschäf-
tigten zunächst auch Abstriche bei ihren 
Arbeitsbedingungen, vor allem bei der 
Entlohnung, machen mussten. Die damit 
drohende Belegschaftsspaltung zwischen 
Auto-5000- und VW-Beschäftigten konnte 
mit der später folgenden Integration der 

Auto 5000 GmbH in das Tarifvertragssys-
tem der VW AG im Januar 2009 verhindert 
werden (Meine et al. 2009). Das Konzept 
innovativer Arbeitspolitik, wie es bei Volks-
wagen realisiert wurde, kann jedoch nur 
auf der Grundlage besonderer gesetzlicher 
Rahmenbedingungen (VW-Gesetz vom 
Juli 1960) angemessen gewürdigt werden. 
Denn erst die qualifizierte Mitbestimmung 
im Aufsichtsrat des Unternehmens, die die 
Zustimmung der Arbeitnehmerbank bei 
grenzüberschreitenden Produktionsverla-
gerungen erfordert, schuf die strukturellen 
Voraussetzungen, um zwischen den Inte-
ressengruppen (Management, Betriebsrat, 
Land Niedersachsen, IG Metall) ein Pro-
duktionsmodell zu entwickeln, das die un-
terschiedlichen ökonomischen und sozia-
len Ziele berücksichtigt (Schumann et al. 
2006). Die breit dokumentierten Ergebnisse 
des Projektes Auto 5000 (ebd.) unterstrei-
chen, dass die qualifizierte Mitbestim-
mung keinesfalls einen Standortnachteil 
im globalen Wettbewerb der Automobil-
industrie darstellt, sondern vielmehr eine 
entscheidende Voraussetzung ist, um unter 
verlässlichen Rahmenbedingungen nach-
haltig wettbewerbsfähige Produktionsmo-
delle zu entwickeln. Vor allem jedoch das 
VW-Gesetz vom Juli 1960 stellt seit einem 
halben Jahrhundert die zentrale Grundlage 
für das Konzept innovativer Arbeitspolitik 
dar und bewirkt, dass – im Vergleich zu 
anderen bundesdeutschen Automobilun-
ternehmen – der konzerninterne Wettbe-
werb um Modelle und Produktionsquoten 
zumindest für die deutschen Standorte ar-
beitspolitisch abgedämpft werden kann.4

3	 Die bis Ende der 1990er Jahre geführte Debatte 
über Möglichkeiten und Risiken der Mischkalku-
lation durch eine Kombination unterschiedlicher 
Lohnniveaus wurde nicht wirklich ausdiskutiert. 
Sehr ähnliche Argumente finden sich auch in der 
aktuellen Leiharbeitskontroverse wieder.

4	 Nicht zuletzt deshalb gehört(e) der Erhalt des VW-
Gesetzes zu einem zentralen Aushandlungsergebnis 
der Tarifvertragsparteien bei VW. „Abgedämpft“ 
meint hier, dass es auch bei VW trotz des VW-
Gesetzes harte Auseinandersetzungen um Produk-
tionszuweisungen bei Modellen, Aggregaten und 
Komponenten (etwa die Auseinandersetzung um 
VW-Brüssel oder um die Komponenten-Vereinba-
rung) gegeben hat, der soziale Kompromiss aber 
besser als anderswo gelungen ist. Die Betriebsräte-
Kooperation der europäischen Motorenwerke ist 
dafür ein gutes Beispiel. Mit der Verabschiedung 
einer konzernweiten globalen Arbeitscharta im 
Herbst 2009 wird auch den Standorten jenseits 
des deutschen Modells Industrieller Beziehungen 
weiterer eigener Gestaltungsspielraum eingeräumt. 
Eine Erforschung und Begleitung der Umsetzung 
dieser Zielsetzung könnte für die Mitbestimmungs-
forschung sehr aufschlussreich sein.
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3.2 Standortvereinbarungen 
und Cost-Cutting-Strategien

Während nun Volkswagen in der sozial-
wissenschaftlichen Forschung idealtypisch 
für eine arbeitspolitische High-Road-Stra-
tegie in der deutschen Automobilindus-
trie steht, charakterisiert die krisenhafte 
Entwicklung von General Motors (GM) 
mit seinen europäischen Opel/Vauxhall-
Standorten während der letzten zwei De-
kaden wesentliche Elemente einer Cost-
Cutting- bzw. Low-Road-Strategie. Diese 
ist bereits seit Beginn der 1990er Jahre 
durch einen harten konzerninternen Preis- 
und Standortwettbewerb gekennzeichnet. 
Der schleichende Niedergang des ameri-
kanischen Automobilherstellers zeichnete 
sich aber erst später ab. Managementfehler, 
eine verfehlte Modellpolitik und vor allem 
Qualitätsprobleme hatten bereits massive 
Absatzrückgänge um 50 % zur Folge, als 
ab 2008 die globale Krise in Kombination 
mit weltweiten strukturellen Überkapazi-
täten das Unternehmen an den Rand des 
Abgrunds führte. Schließlich konnte das 
Unternehmen nur durch staatliche Inter-
ventionen sowohl in den USA als auch in 
Europa am Leben gehalten werden. Die 
Durchsetzung der Low-Road-Strategie 
erfolgte durch die Herausbildung eines 
Produktionsmodells der marktinternen 
Koordination und Steuerung der Leis-
tungserstellung. Dieses Modell führte zu 
strukturellen Veränderungen grenzüber-
schreitender Arbeits- und Produktions-
organisation zwischen den traditionellen 
Standorten in den westlichen Staaten und 
neu errichteten Standorten in Osteuropa 
und Russland (Haipeter 2006). Das Modell 
der unternehmensinternen, marktlichen 
Steuerung wirkte massiv auf die Praxis und 
die Reichweite der europäischen, betrieb-
lichen und gewerkschaftlichen Interessen-
vertretungsarbeit ein. Das Leitbild eines 
schlanken Produktionskonzeptes durch 
die Reduzierung der Fertigungstiefe bilde-
te zugleich die Grundlage für Wettbewer-
be zwischen den Produktionsstätten und 
den Zulieferunternehmen um automobile 
Wertschöpfungsanteile. 

Unternehmensinterne Märkte stellen 
bei GM – wie bei VW und bei den anderen 
Herstellern in Europa – ein zentrales Steue
rungs- und Koordinationsinstrument. An-
ders als bei VW sind die Verhandlungs-
spielräume der Mitbestimmungsakteure 
jedoch kleiner und viel standortbezogener. 
Erfahrungen aus Erfolgen, wie sie im Zuge 

der Komponentenauseinandersetzung 
bei VW erreicht werden konnten, fehlen 
bei GM. Die Verlagerung von Teilen der 
Wertschöpfungskette auf Zulieferer be-
deutet sowohl für GM als auch für die 
Zulieferunternehmen einen tiefen Or-
ganisationswandel, da marktorientierte 
Steuerungsmechanismen gezielt auf die 
Binnenstruktur des Unternehmens über-
tragen wurden. Der Wettbewerb zwischen 
Eigenfertigung und Auslagerung wur-
de durch die Etablierung ökonomischer 
Leistungsvergleiche forciert. Durch diese 
Prozesse der internen und externen Re-
organisation reduzierte sich die Beleg-
schaft an ausgewählten bundesdeutschen 
Standorten bereits in der letzten Dekade 
um mehr als 75 %. Hinsichtlich des Pro-
duktionsmodells lässt sich der Wandel  
als Übergang von einer tayloristisch-for-
distischen Produktionslogik hin zu einem 
marktzentrierten Produktionsmodell cha-
rakterisieren. 

Bis Ende der 1990er Jahre reagierte die 
Mehrzahl der betrieblichen Arbeitneh- 
merinteressenvertretungen an westeuro
päischen Standorten auf den Konkur
renzdruck mit Beschäftigungssicherungs
vereinbarungen für einzelne Standorte. 
Der Abschluss betriebsbezogener Ver-
einbarungen mit dem Konzernmanage-
ment führte jedoch zu einer Ausweitung 
des Wettbewerbs zwischen den Stand-
orten und zu direkten negativen Kon-
sequenzen für diejenigen europäischen 
Standorte, die keine Sicherungsvereinba-
rungen abgeschlossen hatten. Die Stand-
ortsicherungsvereinbarungen wurden, 
aus Angst vor Beschäftigungsabbau und 
Werksschließungen, von Seiten der Ar-
beitnehmerinteressenvertretungen unter 
erheblichen Zugeständnissen bei Löhnen, 
Gehältern sowie Arbeitszeitflexibilisierun-
gen verhandelt. Dadurch setzte sich seit 
Mitte der 1990er Jahre eine im Vergleich zu  
anderen bundesdeutschen Automobil-
unternehmen drastische Abwärtsspirale 
bei den Arbeits- und Beschäftigungsbe-
dingungen, insbesondere an deutschen 
Standorten, in Gang. Um den von den 
Unternehmensleitungen forcierten Stand-
ortwettbewerb zwischen Arbeitnehmerin-
teressenvertretungen entgegenzuwirken, 
bedurfte es über vereinzelte Standort
lösungen hinaus eines koordinierten Vor-
gehens der Interessenvertretung, um un-
ternehmensweit Beschäftigung zu sichern 
und Standorte zu erhalten, ohne dabei  
die jeweiligen national geltenden Stan-

dards der Arbeits- und Beschäftigungs-
bedingungen zu unterwandern (Ganter 
et al. 2010).

4
GM-Europe auf dem Weg 
zu einer erweiterten  
innovativen Arbeitspolitik? 

Die komplexen Herausforderungen einer 
grenzüberschreitenden Automobilproduk-
tion unterstreichen die Annahme der sozi-
alwissenschaftlichen Automobilforschung, 
dass eine rein betriebswirtschaftliche und 
betriebssoziologische Betrachtungsweise 
im Blick auf Innovationsstrategien zu 
einer systematischen Vernachlässigung 
der jeweils spezifischen sozialen und in-
stitutionellen Voraussetzungen von Pro-
duktionsmodellen sowie der technischen, 
organisatorischen und arbeitspolitischen 
Rahmenbedingungen nachhaltig erfolg-
reicher Produktionsmodelle führt. Ins-
besondere die empirischen Ergebnisse 
des internationalen Forschungsnetzwerks 
GERPISA (Groupe d’Études et de Recher-
ches Permanent sur l’Industrie et les Sa-
lariés de l’Automobile) (Freyssenet 2009) 
weisen darauf hin, dass sich High-Road-
Konzepte – wie am Beispiel Volkswagen 
dokumentiert – insbesondere unter den 
institutionellen Rahmenbedingungen 
der kooperativen Konfliktpartnerschaft 
des bundesdeutschen Modells der Indus-
triellen Beziehungen entwickeln konnten. 
Die Leistungsfähigkeit eines nachhaltigen 
arbeitspolitischen Kompromisses wird zu-
künftig umso wichtiger, je wissensintensi-
ver und komplexer sich die Entwicklung der 
Produktpalette, der Produktionssysteme 
und der zukünftig mehr länderübergrei-
fenden Arbeitsmodelle darstellt. Jedoch: 
Die jüngste Entwicklung an den europä
ischen Standorten von General Motors 
unterstreicht auch, dass eine standortbezo-
gene, qualitäts- und innovationsorientierte 
Arbeitspolitik keine hinreichende, biswei-
len sogar kontraproduktive Strategie zur 
arbeitspolitischen Regulierung der inter-
nationalen Standortkonkurrenz sowohl 
zwischen Endherstellern als auch zwischen 
Endherstellern und Zulieferern ist. In der 
laufenden Auseinandersetzung steht die 
Frage im Vordergrund, unter welchen Rah-
menbedingungen arbeitspolitische Inno-
vationen über einzelne Standorte hinaus 
für einen internationalen Konzernverbund 
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betriebs- und grenzüberschreitend entwi-
ckelt werden können, die vermeiden, dass 
innovationsorientierte Strategien in ihren 
Effekten zulasten anderer Standorte eines 
Unternehmens und deren Beschäftigten 
gehen. Vor dem Hintergrund dieser He
rausforderung entwickelten Gewerkschaf-
ter und Betriebsräte ausgewählter europä
ischer GM-Standorte in der letzten Dekade 
erweiterte Konzepte innovativer Arbeits-
politik, die über den Ansatz einzelbetrieb-
licher Innovation hinausreichen.

4.1 Betriebsübergreifende 
Arbeitspolitik im Produktions-
cluster

Eine wichtige Forderung von Betriebsräten 
und Gewerkschaften, die bereits ab Mitte 
der 1990er Jahre im Zuge der Debatte um 
regionale Wirkungen von Lean Production 
und fraktaler Fabrikorganisation entwi-
ckelt wurde, war die Mitbestimmung bei 
der Gestaltung von Outsourcing-Prozes-
sen. In den Automobilregionen Stuttgart 
und Südostniedersachsen wurden dafür 
eigene Kooperationsstrukturen zwischen 
mehreren Verwaltungsstellen der IG Me-
tall eingerichtet. Eine in diesem Kontext 
geforderte arbeitspolitische Regionalchar-
ta, die eine Verschlechterung von Arbeits-
modellen im nahen Umfeld der Automo-
bilhersteller verhindern wollte, konnte in 
diesen Regionen derzeit allerdings nicht 
realisiert werden.

Ein erstes erfolgreiches Beispiel einer 
betriebsübergreifend erweiterten innova-
tiven Arbeitspolitik stellt die aktive Ge-
staltung von Outsourcing-Strategien des 
GM-Konzerns durch den Betriebsrat am 
Opel Standort Bochum dar. Bereits im 
Oktober 2004 wurde seitens des europä-
ischen GM-Managements angekündigt, 
dass ein bundesdeutscher Opel-Standort 
aufgrund seiner Kostenstruktur von einer 
Schließung bedroht und die Vergabe wei-
terer Produktionsaufträge und Modelle 
nicht mehr gewährleistet sei. Auf diese 
Ankündigung hin legte die Belegschaft 
komplett die Arbeit für sieben Tage nieder. 
Parallel zum Streik wurden auf Ebene des 
Gesamtbetriebsrates Verhandlungen über 
einen „Zukunftsvertrag 2010“ geführt, der 
im März 2005 von der Belegschaft ange-
nommen wurde. Währenddessen ließ sich 
der Standort-Betriebsrat in Kooperation 
mit Wissenschaftlern einer regional an-
sässigen Universität von der empirischen 
Erkenntnis leiten, dass bei unregulierten 

Auslagerungsaktivitäten eindimensiona-
le Cost-Cutting-Strategien langfristig zu 
suboptimalen Standortentwicklungen 
führen (Kinkel et al. 2009). Die Betriebs-
räte von Bochum konnten mit eigenen 
Konzeptvorschlägen aufzeigen, dass sich 
Standortbewertungen nicht allein auf ein 
Cost-Cutting-Argument stützen könn-
ten, weil dadurch Innovations- und Qua-
litätsfaktoren insbesondere beim Aufbau 
regionaler Innovationscluster zwischen 
Herstellern, Zulieferern und wissenschaft-
lichen Einrichtungen vernachlässigt wür-
den. Das Ergebnis der Verhandlungen war 
zunächst die Fortführung der Produktion 
am Standort – mit allerdings deutlichen 
Einschnitten für die Belegschaft (radikaler 
Arbeitsplatzabbau, stufenweise Anpassung 
des unternehmensbezogenen Entgeltes an 
den Flächentarif der Metall- und Elektro-
industrie und Arbeitszeitflexibilisierung). 
Zudem wurden weitere Betriebsbereiche 
für geplante Auslagerungen festgelegt. Es 
handelte sich dabei um den kompletten 
Werksteil III (Lager, Teile und Zubehör), 
Business Mall I und die Fahrzeugverla-
dung (OTD). Der Betriebsrat konnte in den 
Verhandlungen über den Zukunftsvertrag 
aufgrund fehlender wirtschaftlicher Mit-
bestimmung die Auslagerungen zwar nicht 
verhindern, jedoch diese durch die Bildung 
von betriebsübergreifenden „Strategischen 
Partnerschaften“ zwischen Hersteller und 
Zulieferern arbeitspolitisch beeinflussen:

–  Der Betriebsrat des Automobilherstel-
lers wurde an der Auswahl der Partnerbe-
triebe aktiv beteiligt. 
–  Es besteht im Falle eines Scheiterns der 
Strategischen Partnerschaft ein Rückkehr-
recht der Beschäftigten für die Laufzeit der 
Betriebsvereinbarung.
–  Alle zum Zeitpunkt des Überganges 
geltenden Rechte und Pflichten werden 
Bestandteile des individuellen Arbeits-
vertrages und dürfen für zehn Jahre nicht 
verschlechtert werden. Dies gilt für alle 
Betriebsvereinbarungen und Tarifverträge 
der Metall- und Elektroindustrie.
–  Betriebsrat und Schwerbehinderten-
Vertretung des Herstellers sind weiterhin 
für die Partnerbetriebe zuständig. Es be-
steht aktives und passives Wahlrecht. 

Durch mit dem Betriebsrat vereinbarte Be-
triebsübergänge konnten am regionalen 
Standort seit 2005 mehr als 900 bedrohte 
Arbeitsplätze erhalten und in einigen Be-
reichen bei den Partnerbetrieben bis zur 

Zuspitzung der Krise im Jahr 2009 sogar 
noch Neueinstellungen unter IG-Metall-
Tarifbedingungen erreicht werden. Ohne 
diese aktive Mitgestaltung des Auslage-
rungsprozesses durch den Betriebsrat 
wären die Arbeitsplätze ersatzlos verloren 
gegangen. Für den Betriebsrat stellt die 
strategische Partnerschaft mit Zulieferern 
eine Möglichkeit dar, die Tätigkeiten, wenn 
schon nicht im Unternehmen, so jedoch 
in der Region, zu halten. Die Bildung von 
strategischen Partnerschaften ist dabei ein 
Baustein, um arbeitspolitischen Einfluss 
auf die Gestaltung der Arbeits- und Be-
schäftigungsbedingungen für die Beschäf-
tigten der ausgelagerten Betriebe nicht zu 
verlieren und vor allem die Spaltung zwi-
schen den Beschäftigten von Herstellern 
und Zulieferern nicht weiter zu vergrößern. 
Die Erfahrungen bei der Zusammenarbeit 
des Betriebsrates mit den Partnerbetrieben 
waren bis zur jüngsten Betriebsratswahl 
im März 2010 durchweg positiv. Dem Be-
triebsrat wurde im Rahmen des § 1 BetrVG 
(Betriebsverfassungsgesetz) die Rolle als 
Netzwerkbetriebsrat zugeschrieben. Der 
Betriebsratsvorsitzende des Herstellers 
fungiert weiterhin als Betriebsratsvorsit-
zender in weiteren sechs Unternehmen. 
Für die Beschäftigten in den Partnerbe-
trieben bleibt die Kooperation mit dem Be-
triebsrat ein wichtiges Sicherungselement 
für die Erfüllung sowohl der laufenden 
Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen 
als auch der Lieferverträge zwischen dem 
Endhersteller und dem jeweiligen Unter-
nehmen der Zulieferindustrie. 

Eine besondere Bedeutung erhält die-
se betriebsübergreifende Arbeitspolitik 
im aktuellen Kontext der seit Mitte 2009 
laufenden Verhandlungen über die Re-
strukturierung der europäischen Stand-
orte von GM. Die ca. 900 ausgelagerten 
Arbeitsplätze in den Partnerbetrieben gel-
ten nicht als ersatzlos ausgelagert, sondern 
werden bei der Anzahl der an deutschen 
GM-Standorten abzubauenden ca. 4.000 
Arbeitsplätze mitberücksichtigt, sodass die 
betriebsübergreifend erweiterte Arbeits-
politik schließlich auch positive Auswir-
kungen auf die anderen bundesdeutschen 
Standorte zeitigt.

4.2 Arbeitspolitik in  
europäischer Perspektive

Auch die Arbeitspolitik bei den europä-
ischen Standorten von General Motors 
zeichnete sich durch eine betriebsübergrei-



623WSI Mitteilungen 12/2010

5	 Neben Azambuja wurden die Powertrain-Stand-
orte Göteborg und Sjödertalje geschlossen bzw. 
teilverkauft; Saab wurde an Spyker verkauft.

fende Netzwerkarbeit aus, da sich im Lau-
fe der letzten Dekade eine kontinuierliche 
Kooperation zwischen den betrieblichen 
Interessenvertretern aller europäischen 
Standorte, den jeweiligen nationalen Ge-
werkschaften, dem Euro-Betriebsrat (EBR) 
und dem Europäischen Metallgewerk-
schaftsbund (EMB) herausgebildet hat. Bei 
den Verhandlungen mit dem Management 
über europäische Rahmenvereinbarungen, 
die für alle Standorte europaweit Gültig-
keit besitzen, spielte besonders der EBR 
eine tragende Rolle. Zwischen den Jah-
ren 2000 und 2009 hat dieses Gremium 
mit dem Management neun europäische 
Rahmenvereinbarungen geschlossen, die 
trotz Überproduktionskrise und internem 
Standortwettbewerb bislang den Erhalt 
aller bestehenden Endmontage-Standorte 
mit Ausnahme von Azambuja in Portu-
gal5 sichern konnten. Seit 2004 existiert 
in diesem Kontext eine gemeinsame 
Verabredung zwischen den fünf Delta-
Standortvertretern im EBR, sich bei ihren 
jeweiligen Verhandlungen mit dem lokalen 
Management an gemeinsam beschlossene 
Regeln zu halten. Dazu gehört insbeson-
dere, dass bei betrieblichen Restrukturie-
rungsverhandlungen national geltende Ta-
rifverträge, Sozial- und Arbeitsstandards 
nicht unterboten werden dürfen und dass 
die anderen Standortvertreter über diese 
standortbezogenen Verhandlungen jeweils 
informiert werden. Innovationsaktivitäten 
des Betriebsrates an einzelnen Standorten 
im Kontext der IG Metall-Strategie „Besser 
statt billiger“ (vgl. dazu Korflür et al. 2010) 
wurden dahingehend überprüft, welche Ef-
fekte diese Innovationen auf andere Stand-
orte des Unternehmensverbundes haben. 
Es herrscht Einverständnis darüber, dass 
einzelbetriebliche Innovationen an einem 
Standort im Kontext des offenen Stand-
ortwettbewerbs nicht zulasten anderer 
Standorte gehen und damit den zugrunde 
liegenden Prozess der Vermarktlichung 
nicht weiter beschleunigen sollen. Die eu-
ropäischen Arbeitnehmerinteressenver-
tretungen entwickelten, unterstützt durch 
das von der EU co-finanzierte GMECCO-
Projekt (General Motors Europe Employee 
Cooperation von 2005–2007), über Jahre 
eine Form erweiterter Arbeitspolitik, die 
die europäische Zusammenarbeit vor die 
Einzelinteressen der jeweiligen Standorte 
stellt (Bartmann/Blum-Geenen 2007). Bis 
zum Scheitern des Verkaufes der europä
ischen GM-Standorte an das Magna-Kon-
sortium (Ende 2009) konnte somit erreicht 

werden, dass die Arbeitnehmervertreter 
der in Konkurrenz zueinander stehenden 
europäischen Standorte – trotz wirtschaft-
lich unterschiedlicher Ausgangslagen und 
Interessen – immer gemeinsame Positio-
nen über einen europäischen Interessen-
ausgleich erarbeiteten (Ganter et al. 2010). 
Dieser Ansatz eines „share the pain“ ge-
rät nach Azambuja nun erneut durch die 
Schließung des belgischen Standortes 
Antwerpen zum Ende des Jahres 2010 an 
seine Grenzen. Noch im Zusammenhang 
mit den zähen und schließlich gescheiter-
ten Verhandlungen über den Verkauf des 
GM-Europageschäftes an Magna erklärten 
sich die EBRs in einem „Memorandum of 
Understanding“ im Herbst 2009 bereit, zur 
Reduzierung der Produktionskosten einen 
eigenen Beitrag in dreistelliger Millionen-
höhe zu leisten. Allein für die deutschen 
Standorte stimmten die Betriebsräte und 
die IG Metall jährlichen Einsparungen 
bei den Lohnkosten von annähernd 180 
Mio. € zu, indem die Beschäftigten in den 
kommenden Jahren bis 2011 komplett auf 
Tariferhöhungen verzichtet hätten. Die 
Vertreter aus Großbritannien, Polen und 
Spanien haben zugestimmt, um vor dem 
Hintergrund von Subventionszusagen der 
nationalen Regierungen sehr betriebsbezo-
gen nachzuverhandeln. Gegenüber dem im 
EBR erarbeiteten Memorandum erreichte 
man anstelle eines transnationalen Kom-
promisses nationale, standortbezogene 
Verbesserungen, die nunmehr das hohe 
Risiko in sich bergen, dass die über lange 
Jahre und unter großem Druck entwickelte 
erweiterte innovative Arbeitspolitik zwi-
schen den einzelnen europäischen Arbeit-
nehmervertretungen stark gefährdet ist. 
Gerade das empirische Beispiel GM/Opel 
unterstreicht, dass bei standort- und grenz-
überschreitenden Produktionsnetzwerken 
weniger einzelbetriebliche Innovationen 
als vielmehr eine betriebsübergreifende 
erweiterte Arbeitspolitik eine zentrale 
Vorausaussetzung darstellt, um Standort-
konkurrenz zu reduzieren und Beschäfti-
gungsperspektiven an allen europäischen 
Standorten gleichermaßen zu entwickeln.

5
Fazit

Diese empirischen Erkenntnisse zu erwei-
terten Formen innovativer Arbeitspolitik 
(einerseits im Umfeld eines Standortes, 

andererseits im transnationalen Kon-
text) untermauern die Annahme der in-
ternationalen sozialwissenschaftlichen 
Automobilforschung, dass eine enge be-
triebssoziologische Betrachtungsweise von 
Innovationsstrategien zu einer systemati-
schen Vernachlässigung der jeweils spezi-
fischen sozialen und institutionellen Vo-
raussetzungen von Produktionssystemen 
sowie der arbeitspolitischen Charakteris-
tika nachhaltig erfolgreicher Produktions-
modelle führt. Kuhlmann (2009) definiert 
den Anspruch innovativer Arbeitspolitik 
dahingehend, effizienter werdende Wert-
schöpfungsprozesse mit den arbeitspo-
litischen Interessen der Beschäftigten in 
Übereinstimmung bringen zu können. 
Das von ihm diskutierte Konzept kon-
zentriert sich jedoch sehr stark auf die 
Charakterisierung der Binnenbeziehun-
gen und arbeitspolitischen Kompromisse 
zwischen den involvierten Akteursgrup-
pen in einem Betrieb. Was bislang fehlt, 
ist eine Verbindung mit den hier diskutier-
ten Rahmenbedingungen internationaler 
Standortkonkurrenz bei einer Verlagerung 
auf ausgegründete Tochterunternehmen 
und Zulieferer, bei aus- und inländischen 
Parallelproduktionen sowie bei Vertei-
lungskämpfen von Produktionsvolumina 
zwischen verschiedenen Standorten eines 
Konzerns über Ländergrenzen hinweg. Ge-
rade in der Verbindung von einzelbetriebli-
chen Konzepten, die die besonderen Hand-
lungsspielräume der Mitbestimmung vor 
Ort – die bereits innerhalb eines nationalen 
Institutionenrahmens differieren können, 
und erst recht international  – mit stand-
ortübergreifenden Herausforderungen 
kombinieren, liegt die Chance zur Erwei-
terung von Mitbestimmung. 

Im Fall von GM/Opel bilden gerade 
konzerninterne Märkte und offene Kon-
kurrenzen zwischen Standorten die wich-
tige Basis für strategische Unternehmens-
entscheidungen. Die arbeitspolitischen 
Gestaltungsspielräume werden jedoch grö-
ßer, je weniger die internationale Standort-
konkurrenz betriebliche Handlungskorri-
dore weiter einengt. Die Arbeitspolitik des 
EBR mit ihren nunmehr erweiterten Infor-
mations- und Konsultationsrechten spielt 
hier eine entscheidende Rolle. Ob sich ein 
EBR als aktives arbeitspolitisches Gremi-
um begreift, hängt – wie im vorliegenden 



624 WSI Mitteilungen 12/2010

Fall von GM – davon ab, ob konkrete Pro-
blemfelder oder Handlungsbedarfe exis-
tieren, die sinnvoll transnational vom EBR 
bearbeitet werden können. Hierzu zählen 
beispielsweise Unternehmensstrategien 
wie Standortwettbewerb, Verhandlungen 
über Produktionsquoten und Parallel
produktionen, oder aber die konkret vi-
rulente Bedrohung von Arbeitsplätzen 
durch Werksschließungen bei Standort-
verlagerungen. Die Bereitschaft des Ma-
nagements, den EBR als Akteur zu akzep-
tieren und mit ihm in Verhandlungen zu 
treten, markiert schließlich eine weitere 
Voraussetzung eines vertretungswirksa-
men EBRs (Hertwig et al. 2009). Im Zuge 
einer marktorientierten Unternehmens-
restrukturierung und forcierter Stand-
ortkonkurrenz gerät allerdings bei vielen 
Beschäftigten die traditionell ausgeprägte 
Europafreundlichkeit der Gewerkschaften 
in Widerspruch. Insbesondere die Beschäf-
tigten von GM erleben die stattfindende 
Europäisierung nicht unbedingt als Zu-
wachs an Arbeitsplatz- und Einkommens-
sicherheit. Für sie dominieren vielmehr 
Erfahrungen mit Standort- und Arbeits-
platzverlagerungen. Das Zusammentreffen 
von internationaler Finanz- und globaler 
Überproduktionskrise könnte vor diesem 
Hintergrund auch eine Chance sein, den 

seit zwei Dekaden dominanten Pfad eines 
in erster Linie marktgesteuerten Produkti-
onsmodells neu zu diskutieren. Gerade in 
dieser Phase können strategische Entwick-
lungen über erweiterte Formen innovati-
ver Arbeitspolitik debattiert werden, die 
den Wettbewerb dämpfende Regulierun-
gen zwischen internationalen Standorten 
beinhalten. Eine solche arbeitspolitische 
Zukunftsdebatte verknüpft mehrere Poli-
tikebenen: Da die notwendige Herausbil-
dung eines tragfähigen Systems transna
tionaler, europäischer Arbeitsbeziehungen 
eine gewerkschaftspolitische Großaufgabe 
für viele Jahrzehnte darstellt, kommt in 
der gegenwärtigen Phase der Verteidigung 
nationaler Mitbestimmungsinstrumente 
(z. B. Übertragung des VW-Gesetzes auf 
Unternehmen der Automobilwirtschaft, 
die öffentliche Hilfen erhalten) der Wei-
terentwicklung innovativer Arbeitspolitik 
eine besondere Bedeutung zu. Denn die 
empirischen Erkenntnisse zum Konzept 
innovativer Arbeitspolitik (Schumann 
et al. 2006) unterstreichen zweifelsfrei, dass 
dieses Konzept im Fall von Volkswagen nur 
aus einer besonderen Historie und einer 
nachhaltigen Mitbestimmungskultur des 
Unternehmens heraus zu realisieren war. 
Das aber heißt, dass das vorliegende Kon-
zept innovativer Arbeitspolitik mit Blick 

auf die Regulierung internationaler Stand-
ortkonkurrenz in zweifacher Hinsicht 
erweitert werden muss: Zum einen geht 
es darum, die zunehmende Konkurrenz 
um automobile Wertschöpfungsanteile 
zwischen Herstellern und Zulieferern im 
Kontext von regionalen Innovationsclus-
tern betriebsübergreifend zu gestalten. Das 
hier vorgestellte Modell der Strategischen 
Partnerschaften zwischen Hersteller und 
Zulieferern sollte tiefer gehend empirisch 
hinsichtlich seiner Nachhaltigkeit bei der 
Krisenbewältigung überprüft werden. 
Zum anderen gilt es, die grenzüberschrei-
tende Standortkonkurrenz zwischen und 
innerhalb von Unternehmen durch arbeits-
politische Mindeststandards bei der Sozial- 
und Mitbestimmungspolitik zu regulieren. 
Eine erweiterte innovative Arbeitspolitik 
bezieht sich in diesem Kontext perspek-
tivisch auf eine komplexe, internationale 
Netzwerktextur (Pries 2010) aus Akteuren 
der nationalen Arbeitsbeziehungen, Welt- 
und Europäischen Betriebsräte, Global 
Unions (EMB/IMB), National Contact 
Points der OECD, Nichtregierungsorga-
nisationen und unternehmensbezogenen 
Gewerkschaftsnetzwerken, die in ihrem ar-
beitspolitischen Zusammenwirken sowohl 
lokal und standortbezogen als auch trans-
national und konzernbezogen agieren. 
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